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§ 3: Die Entwicklung des deutschen Strafrechts seit dem StGB von 1871 

 

I. Strafzwecke und Aufgabe des Strafrechts im Wandel der Zeit 

Das RStGB von 1871 gilt als Grundlagenwerk des heutigen StGB. Sein Allgemeiner Teil wurde bewusst zu-
rückhaltend ausgestaltet, um eine wissenschaftliche Fortentwicklung zu ermöglichen. Sanktionsrechtlich 
fußte es auf vergeltungstheoretischen und abschreckenden Intentionen, wie sich an der Todesstrafe und 
dem mit der Aberkennung bürgerlicher Ehrenrechte einhergehenden Zuchthaus als härterer Vollzugsform 
im Vergleich zur in Gefängnissen vollzogenen Freiheitsstrafe zeigt. Der Gedanke der Resozialisierung war in 
ihm noch nicht verankert. 

Dies kritisierte die sog. moderne Schule um die Strafrechtslehrer von Liszt und Kohlrausch, die sich in den 
1890er Jahren gegen die den absoluten Theorien Kants und Hegels verpflichtete klassische Schule wandte 
und ein Strafrecht forderte, das empirische Erkenntnisse berücksichtigte und spezialpräventiv ausgerichtet 
war. Aus diesem sog. Schulenstreit resultierte 1913 ein Entwurf, der die klassische, auf der Vergeltungsthe-
orie beruhende Schule und die moderne Theorie verband und erstmalig etwa die Zweispurigkeit von Strafen 
und Maßregeln beinhaltete. Aufgrund des ausbrechenden 1. Weltkrieges blieb er jedoch unveröffentlicht. 

In der Weimarer Republik wurden verstärkt fortschrittliche Forderungen erhoben, wie die Abschaffung von 
Todes-, Zuchthaus- und Ehrenstrafe oder die Streichung der Strafbarkeit homosexueller Handlungen. We-
gen der instabilen politischen Verhältnisse wurden sie aber nicht umgesetzt. 
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Im Nationalsozialismus wurde das Strafrecht unter nationalsozialistischen Gesichtspunkten „erneuert“, d.h. 
kollektivistisch und völkisch ausgerichtet. Das Tatstrafrecht wurde durch ein an der (rassistisch zugeschrie-
benen) Gefährlichkeit bestimmter Tätertypen anknüpfendes Strafrecht ersetzt und damit funktionalisiert. 
Rechtsstaatliche Grundsätze wie „keine Strafe ohne Gesetz“ wurden aufgehoben. Bestrafen ließ sich nun 
auch Verhalten, wenn es „nach dem Grundgedanken eines Strafgesetzes und nach gesundem Volksempfin-
den Strafe verdient.“ Dies öffnete die Tür für nationalsozialistische Willkürgesetze. Einige der in diese Zeit 
fallenden Gesetzesänderungen bzw. Formulierungen finden sich auch gegenwärtig noch im StGB: Voll-
rausch (heute § 323a StGB), unerlaubtes Entfernen vom Unfallort (heute § 142 StGB), Neuregelung von 
Mord und Totschlag (heute §§ 211, 212 StGB), Nötigung (heute § 240 StGB), Erpressung (heute § 253 StGB), 
Urkundenfälschung (heute § 267 StGB), Eidesdelikte (heute u.a. § 154 StGB), Einführung von Maßregeln der 
Besserung und Sicherung. 

Zur Vertiefung: Vogel ZStW 115 (2003), 638; Wolf JuS 1996, 189 = HFR 1996, Beitrag 9 S. 1. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden zunächst solche Gesetze aufgehoben, denen offensichtlich national-
sozialistisches Gedankengut zugrunde lag. Des Weiteren wurde die Todesstrafe im Grundgesetz verboten 
und das Gesetzlichkeitsprinzip in diesem aufgenommen. 

Ausfluss der wiederaufgenommenen Bemühungen um eine Reform des Strafrechts waren zwei gegensätz-
liche Entwürfe, die in den 1960er Jahren von Expert:innenkommissionen erarbeitet wurden. Der Entwurf 
von 1962 war juristisch-dogmatisch sehr weit entwickelt, blieb kriminalpolitisch angesichts der im Vorder-
grund verbleibenden Vergeltungstheorie und des zugestandenen Einflusses des „Sittengesetzes“ (demzu-
folge Ehebruch, Homosexualität oder Kuppelei weiterhin zu bestrafen seien) aber kritikwürdig. Der Alter-
nativ-Entwurf von 1966 schrieb die Spezial- und Generalprävention als einzigen Strafzweck fest, begriff das 
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Schuldprinzip als Obergrenze und trat für eine Beschränkung des Strafrechts auf den Rechtsgüterschutz und 
eine Entkriminalisierung des Sexualstrafrechts ein. Durch das 2. StrRG von 1969 wurde schließlich der All-
gemeine Teil neu gefasst, wobei juristisch-dogmatisch eher dem Entwurf von 1962, kriminalpolitisch und 
sanktionenrechtlich eher dem Alternativ-Entwurf gefolgt wurde. Entgegen dem Vorhaben, auch den Beson-
deren Teil grundlegend zu erneuern, blieb es hier bei punktuellen Änderungen, die durch weitere Reform- 
und Änderungsgesetze im Laufe der Zeit ergänzt wurden. Beispielhaft seien genannt: 

– 4. StrRG (1973): Beschränkung der Sexualdelikte auf Rechtsgüterschutz. 

– Wirtschaftskriminalitätsgesetz (1976): Einführung der §§ 264, 265b, 283–283d, 302a StGB. 

– 18. StrÄG (1980): Integration der Delikte gegen die Umwelt in das StGB. 

– 34. StrÄG (2002): § 129b StGB – Ziel war die effektive Bekämpfung des internationalen Terrorismus. 

– 39. StrÄG (2006): Reaktion auf Graffiti (§§ 303 II, 304 II StGB). 

– (2015): Gesetz zur Änderung der Verfolgung der Vorbereitung von schweren staatsgefährdenden Ge-
walttaten: Ausbau des Terrorismus-Strafrechts, eigener Tatbestand der Terrorismusfinanzierung in 
§ 89c StGB. 

– 51. StrÄG (2017): Gesetz zur Strafbarkeit von Sportwettbetrug und der Manipulation von berufssportli-
chen Wettbewerben: Einfügung der §§ 265c, 265d, 265e StGB. 

– 55. StrÄG (2017): Verschärfung des Wohnungseinbruchsdiebstahls durch Einfügung eines Absatzes 4 an 
§ 244 StGB. 
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– 56. StrÄG (2017): Einführung eines Gesetzes zur Strafbarkeit nicht genehmigter Kraftfahrzeugrennen im 
Straßenverkehr in § 315d StGB. 

– (2019): Gesetz zur Verbesserung der Information über einen Schwangerschaftsabbruch: § 219a StGB 
wird ergänzt um Abs. 4 (Ausschluss der Strafbarkeit bei bloßen Hinweisen). 

– 57. StrÄG (2020): Insbesondere Versuchsstrafbarkeit des „Cybergroomings“ in der sog. „Scheinkind-
Konstellation“, wenn der Täter also nur irrig denkt, auf ein Kind einzuwirken, vgl. § 176a III StGB.  

– „Upskirting“ und „Downblousing“ (Fälle des heimlichen Fotografierens und Filmens unter Kleider und 
Röcke) wird zu einer Straftat (2020). 

– (2020): Das BVerfG hat am 26. Februar 2020 das 2015 geschaffene strafbewehrte Verbot der geschäfts-
mäßigen Förderung der Selbsttötung nach § 217 I StGB für verfassungswidrig erklärt und dem Gesetz-
geber eine Neuregelung aufgegeben. Art. 2 I i.V.m. Art. 1 I GG (Allgemeines Persönlichkeitsrecht) um-
fasst, so das BVerfG, als Ausdruck persönlicher Autonomie ein Recht auf selbstbestimmtes Sterben. Da-
mit ist das Verbot in § 217 I StGB nicht in Einklang zu bringen, da dem Einzelnen so die Möglichkeit, 
Suizidhilfe in Anspruch zu nehmen, faktisch unmöglich gemacht wird. Bislang hat sich der Gesetzgeber 
noch nicht zu einer Neuregelung durchringen können. Jüngst (am 06.07.2023) wurden zwei Gesetzent-
würfe im Bundestag nicht angenommen. 
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw27-de-suiziddebatte-954918 

– (2021): Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität vom 23.03.2021 
(BGBl I S. 441). In strafzumessungsrechtlicher Hinsicht wurde § 46 II 2 StGB um antisemitische Beweg-

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw27-de-suiziddebatte-954918
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gründe und Ziele des Täters ergänzt. Ferner hat § 241 StGB einen neuen Absatz 1 erhalten. Bislang er-
fasste § 241 I StGB nur die Bedrohung mit einem Verbrechen. § 241 I StGB n.F. erfasst darüber hinaus 
Drohungen mit Taten gegen die sexuelle Selbstbestimmung, die körperliche Unversehrtheit, die persön-
liche Freiheit oder gegen Sachen von bedeutendem Wert, die sich gegen die Betroffenen oder ihnen 
nahestehende Personen richten. 

– (2021): Verschärfung und Erweiterung des StGB bzgl. der Strafbarkeit der Verbreitung, des Erwerbs und 
des Besitzes kinderpornografischer Inhalte nach § 184b StGB sowie andere Erweiterungen in diesem 
Bereich. Die Tatmodalitäten in § 184b StGB wurden von einem Vergehen zu einem Verbrechen mit einer 
Mindestfreiheitsstrafe von einem Jahr (§ 12 I StGB) hochgestuft. Außerdem wurde die Verjährungsfrist 
für den Straftatbestand der Herstellung kinderpornografischer Inhalte angepasst: Diese beginnt künftig 
erst mit Vollendung des 30. Lebensjahres.  

Diese Bestrebungen können als Reaktion auf verschiedene öffentlich gewordene Kindesmissbrauchs-
fälle in den letzten Jahren verstanden werden und wurden im Vorfeld kontrovers diskutiert. Ihnen wur-
den namentlich seitens der Kriminologie und der Strafrechtswissenschaft erhebliche Kritik entgegen-
gebracht; vgl. etwa Kölbel: „Solche Positionierungen sind von ermüdender Vorhersehbarkeit, gerade 
für die Law-and-Order-Ecke. Immer das gleiche Muster: Gar nichts tun schaut bei all der öffentlichen 
Aufregung irgendwie schlecht aus. Also beweist man 'Handlungsfähigkeit' und schwingt die strafrecht-
liche Keule.“ https://www.lto.de/persistent/a_id/41874/ [zuletzt abgerufen am 12.09.2023] 

– (2021): Einführung eines strafrechtlichen Schutzes bei Verunglimpfung der Europäischen Union und ih-
rer Symbole. Zuvor waren in § 104 StGB ausschließlich Symbole ausländischer Staaten wie etwa Flaggen 
und Hoheitszeichen strafrechtlich geschützt. Da die Europäische Union kein Staat in diesem Sinne ist, 

https://www.lto.de/persistent/a_id/41874/
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war die Verunglimpfung derer Symbole nicht strafbewehrt. Dies wurde jetzt durch die Einführung des § 
90c StGB geändert. 

– (2021): Einführung eines neuen § 127 StGB, der das Betreiben krimineller Handelsplattformen im Inter-
net unter Strafe stellt. 

– (2021): Einführung eines neuen § 192a StGB, der die sog. verhetzende Beleidigung unter Strafe stellt. 
Hiermit sollen „Strafbarkeitslücken“ geschlossen werden, die dadurch entstehen, dass eine strafbare 
Beleidigung nach § 185 StGB eine Individualisierung des Opfers voraussetzt. 

– (2021): Gesetz zur Herstellung materieller Gerechtigkeit. Am 17.09.2021 hat der Bundesrat einem von 
den Fraktionen der großen Koalition sowie der Afd-Fraktion beschlossenen Gesetz zugestimmt, das es 
durch eine Neufassung des § 362 StPO ermöglichen soll, Strafverfahren wegen Mordes nach einem Frei-
spruch neu aufzunehmen, wenn neue Beweise gefunden werden, etwa, wenn heute eine vor 30 Jahren 
noch nicht mögliche DNA-Analyse neue Beweismittel zu Tage bringt.  

Das Gesetz wurde zu Recht vonseiten der Strafrechts- wie auch der Verfassungsrechtswissenschaft er-
heblich kritisiert, bricht es doch mit einem fundamentalen verfassungsrechtlichen Grundsatz, dem ne 
bis in idem-Grundsatz (Art. 103 III GG). Dieser besagt über den Wortlaut des Art. 103 III GG hinaus, dass 
jemand, der wegen einer Straftat rechtskräftig verurteilt oder freigesprochen wurde, nicht erneut we-
gen derselben Tat verfolgt werden darf, sog. Strafklageverbrauch. Die Bedeutung dieses Grundsatzes 
folgt nicht zuletzt aus dem Nationalsozialismus; vgl. etwa Buermeyer: Hier „kommt ein zentrales Prinzip 
unseres Rechtsstaats unter die Räder“, https://www.deutschlandfunk.de/aenderung-der-strafprozess-
ordnung-strafrechtler.694.de.html?dram:article_id=499329 (zuletzt abgerufen am 12.09.2023).  

https://www.deutschlandfunk.de/aenderung-der-strafprozessordnung-strafrechtler.694.de.html?dram:article_id=499329
https://www.deutschlandfunk.de/aenderung-der-strafprozessordnung-strafrechtler.694.de.html?dram:article_id=499329
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Das Gesetz setzt offenbar auf neue wissenschaftliche Analysemethoden, die jeden Zweifel an der 
Schuld eines vermeintlichen Täters ausräumen sollen. Zwar wurden solche naturwissenschaftlichen 
Beweiserhebungsmethoden wie etwa die DNA-Analyse tatsächlich erheblich verbessert, auch sie kön-
nen aber nicht jeden Zweifel ausschließen. 

– (2022): Aufhebung des Verbots der Werbung für den Schwangerschaftsabbruch (§ 219a StGB). Dem ist 
eine jahrelange heftige Diskussion vorausgegangen. Hintergrund: Das Werbeverbot für Schwanger-
schaftsabbrüche wurde 1933 in das Reichsstrafgesetzbuch eingeführt. Die Gegner der Norm führen an, 
dass sie den heutigen Vorstellungen von Informationsfreiheit, Selbstbestimmung und freier Arztwahl 
widerspreche. Es sei nicht verständlich, warum über straffreie Schwangerschaftsabbrüche nach §§ 218 
ff. StGB nicht auch rechtmäßig informiert werden dürfe. 
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II. Aktuell diskutierte Gesetzesvorhaben 

 Neuregelung der §§ 211, 212 StGB. Hintergrund: Der Wortlaut des § 211 StGB stammt aus dem Jahr 
1941. In ihm kommt die nationalsozialistische Tätertypenlehre zum Ausdruck, die mit einem Schuld-
strafrecht unvereinbar ist. Zusätzlich schafft die absolute Strafdrohung („…ist mit lebenslanger Frei-
heitsstrafe zu bestrafen.“) Probleme in Konstellationen, in denen zwar ein Mordmerkmal verwirklicht 
wurde, der Unrechtsgehalt aber gleichwohl reduziert erscheint (betrifft in erster Linie das Mordmerk-
mal der Heimtücke). Derzeit ist die Diskussion hierüber aber leider wieder etwas abgeflacht. 

– Einführung eines Unternehmensstrafrechts. Hintergrund: Die Sanktionierung von Unternehmen erfolgt 
in Deutschland bisher über die Unternehmensgeldbuße des § 30 OWiG und damit über das Ordnungs-
widrigkeitenrecht. Eine echte Strafbarkeit von Unternehmen gibt es nicht. In den USA und anderen EU-
Mitgliedstaaten bestehen hingegen Regelungen, die eine strafrechtliche Verantwortlichkeit von Unter-
nehmen festschreiben. Das wird für Deutschland aber kritisch beurteilt, auch weil das Schuldprinzip 
(Art. 1, 20 GG) verletzt werde (Schünemann ZIS 2014, 1 ff.). Derzeit wird in der Gesetzgebung ein „Gesetz 
zur Stärkung der Integrität in der Wirtschaft“ verhandelt. Dieses sieht keine echten Strafen für Unter-
nehmen vor, sondern will als eine Art verschärftes Ordnungswidrigkeitenrecht Unternehmen verstärkt 
zur Verantwortung ziehen. 

– Neufassung des strafrechtlichen Sanktionenrechts (https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuel-
les/neustart-strafrechtspolitik-2155208). Der Umrechnungsmaßstab von Geldstrafe in Ersatzfreiheits-
strafe soll halbiert werden. Hintergrund: Ersatzfreiheitsstrafe tritt ein, wenn eine zu einer Geldstrafe 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/neustart-strafrechtspolitik-2155208
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/neustart-strafrechtspolitik-2155208
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verurteilte Person diese nicht bezahlen kann. Bislang entsprach ein Tagessatz Geldstrafe einem Tag Er-
satzfreiheitsstrafe. Das ist unverhältnismäßig, zumal von der Ersatzfreiheitsstrafe besonders Menschen 
betroffen sind, die kaum etwas haben und so die Geldstrafe nicht bezahlen können. Außerdem soll das 
Maßregelrecht reformiert und die Strafzumessungsnorm des § 46 StGB um „geschlechtsspezifische“ so-
wie „gegen die sexuelle Orientierung gerichtete“ Tatmotive ergänzt werden. Mit letzterem Vorschlag 
möchte man insbesondere auch dem Phänomen Partnerschaftsgewalt besser gerecht werden. 

– Entkriminalisierung des Fahrens ohne Fahrschein (§ 265a StGB). Hintergrund: Der Vorschlag weist Pa-
rallelen zum Vorhaben zur Ersatzfreiheitsstrafe auf. Ohne Fahrschein fahren häufig Menschen, die sich 
einen Fahrschein schlicht nicht leisten können. Sie werden bei wiederholtem Mal häufig zu Geldstrafen 
und wenn sie diese nicht bezahlen können zu Ersatzfreiheitsstrafen verurteilt. Dass überhaupt zivilrecht-
liche Geldforderungen mithilfe des Strafrechts durchgesetzt werden sollen, ist ohnehin eine Besonder-
heit. Außerdem existiert ja weiterhin die zivilrechtliche Vertragsstrafe (das erhöhte Beförderungsent-
gelt), sodass ein staatliche Strafe auch deshalb nicht erforderlich ist. 

Die Anhörungen im Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages sind hier zu finden: https://www.bun-
destag.de/ausschuesse/a06_recht/anhoerungen/950144-950144 (zuletzt abgerufen: 23.10.2023). Die 
Stellungnahme von Hefendehl finden Sie hier:  
https://www.bundestag.de/resource/blob/953596/81d31a2e8f081772d2156d3b40a46bc8/Stellung-
nahme-Hefendehl-data.pdf (zuletzt abgerufen: 23.10.2023). 

– Legalisierung von Cannabis. Die Bundesregierung hat sich nunmehr auf einen Entwurf zur Legalisierung 
von Cannabis geeinigt, über den nun am 18.10.2023 in erster Lesung im Bundestag debattiert wurde. 
Siehe https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw42-de-cannabisgesetz-971376 sowie 

https://www.bundestag.de/ausschuesse/a06_recht/anhoerungen/950144-950144
https://www.bundestag.de/ausschuesse/a06_recht/anhoerungen/950144-950144
https://www.bundestag.de/resource/blob/953596/81d31a2e8f081772d2156d3b40a46bc8/Stellungnahme-Hefendehl-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/953596/81d31a2e8f081772d2156d3b40a46bc8/Stellungnahme-Hefendehl-data.pdf
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw42-de-cannabisgesetz-971376
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https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/cannabis-legalisierung-2213640 (jeweils zuletzt 
abgerufen am 23.10.2023).  

– Bestrafung volksverhetzender Äußerungen von Amtsträger:innen: Immer wieder hört man davon, 
dass unter Polizist:innen Chatgruppen mit rechtsextremen Inhalten aufgedeckt werden. Die entspre-
chenden Personen machen sich derzeit in aller Regel nicht wegen Volksverhetzung gem. § 130 StGB 
strafbar, weil hierfür erforderlich ist, dass die Inhalte öffentlich gemacht werden. Herbert Reul, CDU-
Innenminister in Nordrhein-Westfalen fordert die Einführung eines § 341 StGB, der genau solche Sach-
verhalte strafrechtlich erfassen soll https://www.land.nrw/pressemitteilung/null-toleranz-fuer-volks-
verhetzende-aeusserungen-von-amtstraegern (zuletzt abgerufen am 23.10.2023).  

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/cannabis-legalisierung-2213640
https://www.land.nrw/pressemitteilung/null-toleranz-fuer-volksverhetzende-aeusserungen-von-amtstraegern
https://www.land.nrw/pressemitteilung/null-toleranz-fuer-volksverhetzende-aeusserungen-von-amtstraegern

